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A. Bericht des Abgeordneten Deringer 


Der Rechtsausschuß hat sich in seiner Sitzung am 
8. April 1959 mit dem Entwurf eines Gesetzes über 
die Eingliederung des Saarlandes auf dem Gebiet 
des gewerblichen Rechtsschutzes — Drucksache 
818 — befaßt. Der Gesetzentwurf dient einmal der 
Verwirklichung der Verpflichtungen, die die Bun- 
desregierung in Artikel 66 des Saarvertrages vom 
27. Oktober 1956 (BGBl. II S. 1587) hinsichtlich des 
gewerblichen Rechtsschutzes übernommen hat. Er 
regelt darüber hinaus eine Reihe von Problemen, 
die sich auf dem Gebiet des gewerblichen Rechts- 
schutzes durch die Wiederherstellung der Wirt- 
schaftseinheit zwischen dem Saarland und dem übri- 
gen Bundesgebiet ergeben; insbesondere will er der 
saarländischen Wirtschaft den Start auf dem deut- 
schen Markt erleichtern und für die entstehenden 
Interessenkollisionen einen angemessenen Aus- 
gleich schaffen. 

Der Rechtsausschuß hat beschlossen, dem Entwurf 
einen neuen Ersten Abschnitt mit einem neuen § 1 
einzufügen, durch den das objektive Recht auf dem 
Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes auf das 
Saarland erstreckt wird. Es ist zwar vorgesehen, 
das gesamte objektive Recht der Bundesrepublik 
durch ein einziges Gesetz auf das Saarland auszu- 
dehnen. Da aber noch nicht feststeht, wann und in 
welcher Form das geschehen wird, hielt der Aus- 
schuß es für notwendig, für den gewerblichen 
Rechtsschutz mindestens vorsorglich schon jetzt eine 
entsprechende Bestimmung in den vorliegenden Ent- 
wurf aufzunehmen, da die übrigen Bestimmungen 


des Entwurfs weitgehend in der Luft hängen, wenn 
nicht vom Tage des Inkrafttretens an auch das ob- 
jektive Recht der Bundesrepublik im Saarland gilt. 

Der Ausschuß hat ferner den Vorschlag des Bun- 
desrates, dem die Bundesregierung zugestimmt hat, 
erörtert, in § 8 Abs. 1 nach dem Wort „Dritten'' die 
Worte einzufügen „ , der bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes seinen Wohnsitz oder Sitz im Saarland 
hat, ". Er erkannte an, daß es eine Benachteiligung 
der deutschen Wirtschaft bedeuten kann, wenn nicht 
nur etwaige saarländische, sondern auch auslän- 
dische, in erster Linie französische, Inhaber einer 
ausschließlichen Lizenz die vorgesehene Erstreckung 
eines in der Bundesrepublik bestehenden Lizenz- 
vertrages auf das Saarland verhindern können. 
Darüber hinaus entspräche es der Grundtendenz der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, wenn durch 
eine solche Erstreckung der deutschen Lizenzver- 
träge im Saarland ein Wettbewerb zwischen den 
ausländischen und den deutschen Lizenznehmern 
entstünde und die saarländische Wirtschaft die 
MöglichkeiL erhielte, bei zwei miteinander in Wettbe- 
werb stehenden Lizenznehmern zu kaufen. Anderer- 
seits könnten jedoch gegen die vom Bundesrat vor- 
geschlagene Einfügung im Hinblick auf Artikel 66 
Abs. 2 des Saarvertrages rechtliche Bedenken erho- 
ben werden. Der Ausschuß hat offengelassen, ob 
diese Bedenken begründet sind, da er es schon aus 
politischen Gründen für unerwünscht hielt, durch 
eine solche Änderung Auseinandersetzungen mit 
der französischen Wirtschaft, die sich bei den Ver- 
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handlungen um diesen Gesetzentwurf sehr loyal 
verhalten hat, auch nur zu ermöglichen. Da ferner 
die saarländische Wirtschaft selber an der Klausel 
nidit sonderlich interessiert ist, beschloß der Aus- 
schuß, die Äiideiiiiig des Bundesrales nicht zu über- 
nehmen. 


Zu § 22 des Entwurfs wurde unterstrichen, daß die 
bisherige allgemeine Rechtsprechung über den Miß- 
braudi des formalen Rechts bei Warenzeichen selbst- 
verständlich unberührt bleibt. 

Schließlich WLirde § 45 d(‘s Entwuits dem heut(‘ 
üblichen Wortlaut angepaßt. 


Bonn, den 22. April 1959 

Deringer 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 818 — mit der 
Maßgabe, daß 


1. vor dem Ersten Abschnitt folgender Abschnitt 
(üngefügt wird: 

„Vor Erster Abschnitt 
Einführung des Biindesrechts im Saarland 
§ 01 

Das Bundesrecht auf den Gebieten des ge- 
werblichen Rechtsschutzes, des Geschmacks- 
musterrechts und des Rechts gegen den unlaute- 
ren Wettbewerb wird mit dem Inkrafttreten 
(lit'ses Gesetzes im Saarland eingeführt."; 

2. § 25 Abs. 1 Nr. 2 folgende Fassung erhält: 

„2. daß die Erfindung im Saarland bei Inkraft- 
treten dieses Gesetzes Gegenstand eines 
früher angemeldeten Patents ist;"; 

2. § 45 folgende Fassung erhält: 

.§ 45 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt im Zeitpunkt des Ablaufs 
der Übergangszeit nach Artikel 3 des Saarver- 
Irages vom 27. Oktober 195b (Bimclesgesetzbl. 11 
S. 1587) in Kraft.", 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzu- 
nehmen. 


Bonn, den 9. April 1959 

Der Rechtsausschuß 
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Hoogen 

Voisit/endtM* 


Deringer 

Berichte rstatter 



